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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

23.01.2003 

Geschäftszahl 

2002/16/0027 

Rechtssatz 

Nach ständiger Judikatur des VwGH setzt die Unterbrechungswirkung die Geltendmachung eines bestimmten 
Abgabenanspruches voraus (Hinweis auf die bei Ritz, BAO-Kommentar2, Rz 3 zu § 209 BAO referierte hg. 
Rechtsprechung sowie insbesondere das hg. Erkenntnis vom 17.5.2001, 2000/16/0602, mit dem klargestellt 
wurde, dass eine nicht auf einen bestimmten Abgabentatbestand konkretisierte Anfrage keine 
Unterbrechungswirkung entfaltet), soferne die Amtshandlung von einer dazu sachlich zuständigen 
Abgabenbehörde gesetzt wird (Ritz, a.a.O, Rz 9; Stoll, BAO-Komm II 2186 vorl. Abs.). 


